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Bauleitplanung der Stadt Moringen; Stellungnahme zum Bebauungsplan Nr. 45 "So-
larpark Moringen-Deponie" und 33. Änd. des Flächennutzungsplans 
Errichtung einer Photovoltaik-Freiflächenanlage in unmittelbarer Nähe der Deponie-
anlage 
Baugrundstück  Gemarkung 

Moringen 
Flur 

50 
Flurstück 

58 
Moringen 50 59 

 Moringen 50 60 
 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
 
zu der Bauleitplanung nehme ich wie folgt Stellung: 
 
Regionalplanung und Raumordnung 
 
Im aktuell gültigen RROP von 2006 liegen die nördlichen Flächen im Vorbehaltsgebiet Natur 
und Landschaft sowie Vorbehaltsgebiet Forst. Im RROP-Entwurf der Neuaufstellung aus 2023 
werden die Ausweisungen nicht bestätigt. Die Biotopverbundplanung sieht eine Entwicklung 
von Halboffenland im Planbereich vor, die Entwicklung von mespohilem Grünland wäre im 
Sinne des Biotopverbundes zu begrüßen. 

Nach aktuell gültigem RROP liegen die Teilflächen bis auf Bereich 1 vollständig im Vorbehalts-
gebiet Landwirtschaft. Im RROP-Entwurf werden die Bereiche 2 und 3 sowie der westliche 
Part des Bereichs 4 bis einschl. Flst. 19 erneut als Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft überplant. 
Vorbehaltsgebiete Landwirtschaft sollen für Freiflächen-PV nicht in Anspruch genommen wer-
den (LROP Kapitel 4.2.1 Ziffer 03). 

mailto:info@pg-puche.de
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Die südlichen Bereiche 4 und 5 liegen tlw. im als Vorranggebiet Deponie vorgesehenen Be-
reich. Ich gebe zu bedenken, dass die vorgesehene Lage der Freiflächen-PV die Erweite-
rungsmöglichkeit der Deponie räumlich in drei Richtungen einschränkt. Die Positionierung darf 
nicht zu einer mittelfristigen Beeinträchtigung anderer Belange führen. Im Falle einer notwen-
digen Erweiterung sind die PV-Anlagen zurückzubauen. Eine notwendige Erweiterung in west-
liche Richtung könnte potenziell zulasten eines Vorranggebiets Trinkwassergewinnung, sowie 
Vorrang- und Vorbehaltsgebieten Natur und Landschaft führen und ist zu vermeiden.  

Der Planbereich liegt in den kürzlich bestätigten Präferenzräumen der Bundesnetzagentur für 
die Erdkabelvorhaben DC 41 und DC 42. Sofern noch nicht erfolgt, empfehle ich die frühzeitige 
Abstimmung mit der Bundesnetzagentur und der Vorhabenträgerin TransnetBW um Verände-
rungssperren zu vermeiden. Der Antrag auf Planfeststellung ist im Herbst 2024 geplant.  

 
Brandschutz 
 
Zur 33. Änderung des Flächennutzungsplanes 
 
Die Löschwasserversorgung für das sonstige Sondergebiet, Zweckbestimmung: Photovoltaik 
muss gemäß der Information „Löschwasserversorgung aus Hydranten in öffentlichen Ver-
kehrsflächen“ der Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren und des Deutschen 
Feuerwehrverbandes in Abstimmung mit dem DVGW (Deutscher Verein des Gas- und Was-
serfaches e. V.) sichergestellt werden. 
 
 
Zum vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 45 "Solarpark Moringen-Deponie“ 
 
Im Zuge der Erschließung des sonstigen Sondergebietes (SOPV) sind aus der Sicht des Vor-
beugenden Brandschutzes nachstehende Punkte zu beachten. 
 
 
1. Im Zuge der Erschließung bzw. der 

Errichtung der Photovoltaikanlage, 
auf einer insgesamt benötigten Flä-
che von ca. 40 ha muss in Abstim-
mung mit der Stadt Moringen auch 
die Löschwasserversorgung sicher-
gestellt werden.  

 
2. Hinsichtlich der jederzeit ordnungs-

gemäß und ungehinderte Erreich-
barkeit des Arial für den Brandschutz 
erforderlichen Einsatz von Feuer-
lösch- und Rettungsgeräten sicher-
zustellen, müssen mindestens zwei 
„Feuerwehrzufahrten“ von der öf-
fentlichen Verkehrsfläche gemäß 
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den RiFlFe1 vorhanden sein. Die Detailplanung ist mit dem Stadtbrandmeister Pfüller ab-
zustimmen. Die Tore in den Zufahrtsbereichen bzw. evtl. Zugangstüren müssen über die 
Feuerwehrschließung Moringen verfügen. Alternativ ist an den Zugängen die Installation 
eines Feuerwehrschlüsseldepots (FSD) 1 mit der Feuerwehrschließung Moringen mög-
lich.  

 
3. Werden Trafos bzw. Trafostationen auf dem Baugrundstück errichtet, gilt die Verordnung 

über den Bau von Betriebsräumen für elektrische Anlagen. Daraus ergeben sich brand-
schutztechnische Anforderungen.  

 
4. Im Bereich der v.g. Transformators ist eine Bewegungsfläche gemäß der RiFlFe für min-

destens zwei Einsatzfahrzeuge vorzusehen, die ein unabhängiges Befahren ermögli-
chen.  

 
5. Für die PV-Anlage ist ein Feuerwehrplan auf Grundlage der DIN 14095 in Abstimmung 

mit der Brandschutzprüferin / dem Brandschutzprüfer erforderlich. U.a., sind maßgebli-
che Anlagenkomponenten, die Leitungsführungen von den Modulen zu den Wechselrich-
tern und Transformatoren bis zur Übergabestelle des zuständigen Energieversorgungs-
unternehmens darzustellen.  

 
6. In Abstimmung mit dem Stadtbrandmeister ist nach der Inbetriebnahme der Photovolta-

ikanlage eine Ortsbegehung sowie Einweisung in die Anlagentechnik durchzuführen, so-
wie Schulungen zur Brandbekämpfung im Bereich elektrischer Anlagen anzubieten.  

 
7. Aus gegebenen Anlass sollte ein regelmäßiges Beweiden oder Mähen der Fläche erfol-

gen, um eine Minimierung eines möglichen Vegetationsbrandrisikos vorzubeugen (i. d. 
R 2 x p. a.). 

 
 
Denkmalpflege 
 
Aus denkmalrechtlicher Sicht bestehen gegen die 33. Änderung des Flächennutzungsplanes 
und gegen den Bebauungsplan Nr. 45 keine grundsätzlichen Bedenken. Ich weise aber darauf 
hin, dass entgegen der Ausführungen in der FNP Begründung 1-b, Seite 25-26 und BP Be-
gründung 1-b, Seite 34, im Geltungsbereich Kultur- und sonstige Sachgüter als betroffen ein-
zustufen sind. 
 

Aufgrund der siedlungsgünstigen Lage des Plangebietes im Moringer Becken besteht für den 
überplanten Bereich eine archäologische Funderwartung. Insbesondere im östlichen Bereich des 
Areals (Bereich 2 und 3) ist diese Funderwartung als besonders hoch einzustufen, da die Böden hier 
eine hohe bis äußerst hohe Bodenfruchtbarkeit aufweisen und ein kleiner Wasserlauf vorhanden ist. 

Dieses unterstreichen auch die jungsteinzeitlichen Fundstellen (Moringen, FStNr. 15, FStNr. 18 u. 
FStNr. 11), die sich östlich des Plangebietes erstrecken und deren genaue Ausdehnung noch 
nicht erfasst werden konnte (s. Abb. 1). 
 

 
1 Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr (Nds. MBl. Nr. 37q/2012, S. 159) 
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Neben den invasiven Bodeneingriffen (Kabelgräben, interne Erschließungswege, Trafostationen) ist 
auch insbesondere in der Bauphase mit starken Bodenversiegelungen zu rechnen, die zu einer Verän-
derung des Wirkungsgefüges Boden führen. Durch diese zu erwartenden Maßnahmen sind negative 
Auswirkungen auf archäologischen Befunde und Funde wahrscheinlich. Es muss daher von einer Be-
troffenheit der Kultur- und Sachgüter insbesondere in dem östlichen Planungsbereich 2 und 3 ausge-
gangen werden. 
 
 

Deshalb rege ich an, entsprechende Hinweise in den Flächennutzungs- und Bebauungsplan 
aufzunehmen. 
Darüber hinaus schlage ich vor, die östliche Fläche aus den Planungen herauszunehmen, um 
so das Konfliktpotenzial zu minimieren und das Schutzgut Kulturgut entsprechend zu würdi-
gen. 
 
Die untere Denkmalschutzbehörde ist im weiteren Verfahrensverlauf einzubinden (gemäß § 
10 Abs. 4 in Verbindung mit § 13 Abs. 1 NDSchG). 
 
 

 
 
Kartierung der archäologischen Fundstellen Moringen 15, 18 und (11). Auszug aus der ADAB-
web vom 10.06.24. 
 
 
 
Wasserwirtschaft 
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Anlagen am Gewässer / ÜSG 
 
Der Bau einer Solaranlage steht im räumlichen Zusammenhang mit dem Gewässer III. Ord-
nung. Die Gewässerunterhaltung, auch mit schwerem Gerät, muss jederzeit gewährleistet 
sein. Daher ist an dem angrenzenden Gewässer ein entsprechend breiter Schonstreifen frei-
zuhalten. Gemessen wird der Schonstreifen ab Böschungsoberkante. 
Nach § 58 Abs. 1 NWG (zu § 38 WHG) ist an Gewässern III. Ordnung folgender Gewässer-
randstreifen: 
• Gewässer III. Ordnung:  3 Meter 
zu belassen, d. h., in dem Gewässerrandstreifen sind Baumaßnahmen nicht zulässig. (H) 
Auskunft erteilt Herr Gerrits, Tel. 05551-708-191 oder agerrits@landkreis-northeim.de 
Antragsunterlagen und ein Merkblatt sind unter 
www.landkreis-northeim.de → Bauen und Umwelt → Untere Wasserbehörde → Bauliche An-
lagen an oberirdischen Gewässern  
herunter zu laden. 
 
Gegebenenfalls kann der Gewässerrandstreifen reduziert werden. Dazu ist eine Vereinbarung 
mit dem Unterhaltungspflichtigen notwendig, ob eine Unterhaltung auch bei geringerem Ge-
wässerrandstreifen möglich ist. 
 
Das Gewässer darf durch die Baumaßnahme nicht tangiert werden. Dies gilt auch für den 
Zeitraum der Bauphase. Insgesamt dürfen keine erheblichen Beeinträchtigungen des Gewäs-
sers und seiner Ufer sowie der Tier- und Pflanzenwelt eintreten. 
 
Grundwasser 
 
Arbeiten, die so tief in den Boden eindringen, dass sie sich unmittelbar oder mittelbar auf die 
Bewegung, die Höhe oder die Beschaffenheit des Grundwassers auswirken können (z. B. 
Bohrungen für die Baugrunduntersuchung, Herstellung von Baugruben und Fundamenten 
etc.), sind dem Landkreis Northeim –Untere Wasserbehörde- einen Monat vor Beginn der Ar-
beiten anzuzeigen (§ 49 Abs. 1 WHG). 
Wird dabei unbeabsichtigt Grundwasser erschlossen, ist dies ebenfalls anzuzeigen (§ 49 
Abs. 2 WHG). 
 
Zur Reinigung der Solarmodule darf nur Wasser ohne Zusätze verwendet werden. 
 
Bei Stilllegung bzw. Aufgabe der Photovoltaikanlage sind sämtliche im Boden und Untergrund 
befindlichen Anlagenteile (z. B. Fundamente, Kabel etc.) vollständig zu entfernen. 
 
Abwasser  
 
Der Oberflächenwasserabfluss darf gemäß § 5 WHG durch das Vorhaben nicht verschärft 
werden, d.h. die Module dürfen nur so groß gewählt werden, dass sich davor keine Entwässe-
rungsgräben etablieren können und ein dauerhafter Bewuchs möglich ist. Es muss sicherge-
stellt sein, dass das anfallende Oberflächenwasser auf der Fläche verbleibt und dort versickert. 
 
AwSV + Leichtflüssigkeitsabscheider (LFA) 

mailto:agerrits@landkreis-northeim.de
http://www.landkreis-northeim.de/
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Sofern beim Betrieb der Trafostation mit Kraft- und Schmierstoffen, Ölen, Estern oder anderen 
wassergefährdeten Stoffe umgegangen wird, welche als wassergefährdende Stoffe eingestuft 
werden, verweise ich auf die Einhaltung der Grundsatzanforderungen gemäß § 17 Verordnung 
über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) sowie auf die Anforde-
rungen an den Umgang mit wassergefährdenden Stoffen gemäß § 62 Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG). 
Anzeigepflicht gilt für prüfpflichtige Anlagen § 40 AwSV.      
Sollten PV-Anlagen gereinigt werden, ist das Abwasser aufzufangen und fachgerecht zu ent-
sorgen. 

Öltransformatoren  

Isoliermittel für Transformatoren auf Mineralölbasis nach DIN 57370 sind im Regelfall in die 
Wassergefährdungsklasse (WGK) 1 eingestuft. In besonderen DIN-Sicherheitsdatenblättern 
ist die chemische und physikalische Charakterisierung der jeweiligen Isoliermittel aufgeführt. 
Im Sinne der Anlagenverordnung AwSV zählen ölgefüllte Transformatoren zu den HBV-Anla-
gen (Anlagen zum Herstellen, Behandeln und Verwenden wassergefährdender Stoffe). Solche 
Transformatoren sind Verwendungsanlagen, in denen der wassergefährdende Stoff "Isolieröl" 
unter Ausnutzung seiner Eigenschaften als Kühl- und lsoliermedium eingesetzt wird. Für den 
Fall eines Austritts von Isoliermittel (Mineralöl) aus dem Transformator ist zu gewährleisten, 
dass es zurückgehalten wird (Auffangwannen).    

Trockentransformatoren  

Trockentransformatoren können ohne zusätzliche bauliche Gewässerschutz-vorkehrungen 
wie Auffang- und Sammelräume aufgestellt werden. Die Oberfläche des Trockentransforma-
tors ist im Betrieb nicht berührungssicher, deshalb sind bei der Aufstellung des Trockentrans-
formators Maßnahmen gegen zufälliges Berühren nötig (entspr. dimensionierte Einhausung). 
Die Kurzzeitüberlastbarkeit ist bei Trockentransformatoren größer als bei Öltransformatoren. 
Die elektrischen Verluste sind bei Trockentransformatoren höher als bei Öltransformatoren.  

Fertigstationshäuser aus Beton werden in der Regel zur Aufstellung von Transformator(-en), 
Wechselrichtern und Schaltanlagen verwendet. Diese werden frostsicher ca. 0,80 m tief (je 
nach Standort und Stationstyp) gegründet. Nach Aushub des Oberbodens und der Verdich-
tung des Untergrundes wird das Fundament ggf. durch eine Schotterlage, ggf. ein Geotextil 
und ein Planum (Sand/Split) aufgebaut, auf die dann das Fertigstationshaus mittels Kran auf-
gesetzt wird.  

In der Praxis werden Transformatoren möglichst zentral in einer PV-Freiflächenanlage aufge-
stellt, um Leitungsverluste zu minimieren. 

Aus Sicht des Grundwasserschutzes sind Trockentransformatoren oder esterbefüllte Öltrans-
formatoren mit entsprechenden Auffangwannen zu bevorzugen. Die Gründung der Fertigsta-
tionshäuser verletzt die natürlichen Deckschichten-verhältnisse, dadurch ergibt sich neben der 
Gefahr eines direkten Eintrags von Stoffen in das Grundwasser während der Bauphase oder 
im Brandfall auch die Gefahr eines dauerhaft verminderten Rückhaltevermögens durch ver-
letzte Deckschichten.         
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Bezug zur AwSV: 

§ 35 AwSV Besondere Anforderungen an Erdwärmesonden und -kollektoren, Solarkollektoren 
und Kälteanlagen 

Bodenschutz 

 
Für die vorgesehenen Flächen des Bereiches 1 (Norden) und des Bereiches 5 (Südwesten) 
sind schutzwürdige seltenen Böden betroffen. Diese sind in der beigefügten Anlage in violett 
gekennzeichnet. Es handelt sich um „flache und sehr flache Rendzinen“, die allerdings diesem 
Vorhaben nicht entgegenstehen (gemäß NIBIS-Kartenserver des LBEG [Niedersächsisches 
Bodeninformationssystem des Landesamtes für Bergbau, Energie und Geologie]: 
https://nibis.lbeg.de/cardomap3/). (H) 
 
Für das Schutzgut Boden sind erforderliche Schutzvorkehrungen zu treffen - insbesondere 
gegen Bodenverdichtung. Bei der Montage der Module sind zu benutzende Fahrstreifen durch 
Markierungen vorzugeben. Außerdem müssen ggf. vorhandene Fahrwege und außerhalb be-
reits vorhandene Plätze als Baustellen-Stellflächen genutzt werden – wie bereits im Vorentwurf 
der Begründung erwähnt. Das ist im Bereich der seltenen Böden besonders sorgfältig zu be-
achten (§ 1, § 7 BBodSchG [Bundes-Bodenschutzgesetz] i.V.m. DIN 18915).  

 
Die Verwendung von Rammpfählen unter Verzicht auf Fundamente bei der Modul-installation 
sowie das Anlegen von wasserdurchlässigen Betriebsflächen wird aus Sicht des Bodenschut-
zes begrüßt. (H) 

 
Nach dem Nutzungsende der Anlage sind alle Anlagenbestandteile, insbesondere in den Bo-
den eingebrachte Baustoffe und Kabeltechnik, zurück zu bauen –wie bereits im Vorentwurf 
der Begründung erwähnt (§ 35 Abs. 5 Satz 2 BauGB [Baugesetzbuch]).  
 
Naturschutz 
    
    

Zum oben genannten Vorhaben kann erst eine endgültige Stellungnahme abgegeben werden, 
wenn der Umweltbericht inklusive des Artenschutzgutachtens vorliegt. 
 
Die Unterlagen sind nachzureichen. 
 
Folgende Hinweise können jedoch in nicht abschließender Form zum jetzigen Zeitpunkt be-
reits gegeben werden: 
 
Der angestrebte Reihenabstand von 2,5 m ist für die Entwicklung eines mesophilen Grünlan-
des nicht ausreichend. Um eine ordnungsgemäße Entwicklung von Artengemeinschaften un-
terhalb der Solarpanels und zwischen den Reihen gewährleisten zu können, sind Reihenab-
stände von mind. 3 m notwendig. Ich möchte bereits zu diesem frühen Zeitpunkt der Planung 
auf die Hinweise des Kompetenzzentrums Naturschutz und Energiewende https://www.natur-
schutz-energiewende.de/wp-content/uploads/KNE_Kriterienkatalog-zur-naturvertraeglichen-
Anlagengestaltung-PV-Freiflaechenanlagen.pdf sowie die Leitfäden für einen naturverträgli-

https://www.naturschutz-energiewende.de/wp-content/uploads/KNE_Kriterienkatalog-zur-naturvertraeglichen-Anlagengestaltung-PV-Freiflaechenanlagen.pdf
https://www.naturschutz-energiewende.de/wp-content/uploads/KNE_Kriterienkatalog-zur-naturvertraeglichen-Anlagengestaltung-PV-Freiflaechenanlagen.pdf
https://www.naturschutz-energiewende.de/wp-content/uploads/KNE_Kriterienkatalog-zur-naturvertraeglichen-Anlagengestaltung-PV-Freiflaechenanlagen.pdf
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chen Ausbau der Solarenergie https://www.nlwkn.niedersachsen.de/veroeffentlichungen-na-
turschutz/hinweise-fur-einen-naturvertraglichen-ausbau-von-freiflachen-photovoltaikanlagen-
224902.html hinweisen und deren Berücksichtigung bei der Planung fordern. 
 
Der Erhalt der vorhandenen Gehölzstrukturen ist erforderlich, diese dienen bereits der Eingrü-
nung und Einbettung der Anlagen in das Landschaftsbild.  
 
Es wird die Aufnahme einer Bauzeitenregelung in den textlichen Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes gefordert. Im Zeitraum vom 01.03. bis mindestens 31.08. eines jeden Jahres (auch 
abhängig von den Ergebnissen der artenschutzrechtlichen Untersuchungen) sind keine erst-
einrichtenden Bodenarbeiten durchzuführen um den Schutz von bodenbrütenden Vögeln gem. 
§ 44 BNatSchG zu gewährleisten.  
 

 
Aus bauordnungsrechtlicher Sicht bestehen keine Bedenken gegen die die 33. Änderung 
des Flächennutzungsplanes und gegen den Bebauungsplan Nr. 45. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 

 
 
Spethmann-Nikulla 
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per e-mail

Bauleitplanung der Stadt Moringen: Bebauungsplan Nr. 45 „Solarpark Moringen-Deponie“
und die damit zusammenhängende 33. Änderung des Flächennutzungsplanes: 1. Aufstel-
lungsbeschluss  gemäß  §  2  BauGB,  2.  Unterrichtung  über  die  frühzeitige
Öffentlichkeitsbeteiligung  gem.  §  3  (1)  BauGB,  3.  Frühzeitige  Beteiligung  und
Unterrichtung  der  Behörden  und  sonstiger  Träger  öffentlicher  Belange  gem.  §  4  (1)
BauGB, 4. Abstimmung mit den benachbarten Gemeinden gemäß § 2 (2) BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

in Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange geben wir zum o.g. Vorhaben folgende

Hinweise:

Boden
Die Grundlage zur fachlichen Beurteilung des Schutzgutes Boden liefert  in Deutschland das
Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG). Bei Bau, Betrieb und Rückbau von Photovoltaik-Frei-
flächenanlagen  (PV-FFA)  sind  Beeinträchtigungen  der  im  BBodSchG  definierten
Bodenfunktionen  zu  vermeiden  oder  zu  mindern.  Dies  entspricht  der  Vorsorgepflicht  des
BBodSchG  (§7).  Schädliche  Bodenveränderungen  sind  abzuwehren  (BBodSchG  §4).
Demzufolge geben wir im Folgenden Empfehlungen zum Bodenschutz bei der Planung (z.B. für
Potenzialstudien,  Regionale  Energiekonzepte,  Bauleitplanung)  und  bei  Bau-  bzw.
Rückbaumaßnahmen von PV-FFA. Zudem geben wir fachliche Hinweise zur weiteren Prüfung
im Verfahren.

Allgemein  weisen wir  auf  den LABO-Leitfaden zum  Bodenschutz  bei  Standortauswahl,  Bau,
Betrieb  und Rückbau  von Freiflächenanlagen  für  Photovoltaik  und Solarthermie hin,  in  dem
fachliche Hinweise gebündelt sind.

Für die Installation von Photovoltaikanlagen sollen vorrangig bereits versiegelte Flächen sowie
Flächen  auf  oder  an  Gebäude  oder  sonstigen  baulichen  Anlagen  in  Anspruch  genommen
werden (vgl. LROP 4.2.1, 03). Wir empfehlen folglich, dieses Potenzial vor der Installation von
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PV-FFA  auszuschöpfen.
Gemäß dem Nds. Landesraumordnungsprogramm (LROP 3.1.1, 04) sind Böden, welche die
natürlichen Bodenfunktionen und die Archivfunktion in  besonderem Maße erfüllen,  vor Maß-
nahmen der Siedlungs- und Infrastrukturentwicklung besonders zu schützen. Diese Böden sind
in  Niedersachsen  in  der  Kulisse  besonders  schutzwürdiger  Böden  Geobericht  8
zusammengefasst.  Wir  empfehlen  diese  Datengrundlage  (einsehbar  auf  dem  NIBIS®-
Kartenserver) für  die Verwendung in der Planung.  Für die regionale  und kommunale Ebene
steht  zudem  mit  der  Bodenfunktionsbewertung  ein  erweitertes  Bewertungsverfahren  zur
Verfügung  (Geobericht  26).  Sofern  eine  solche  Bewertung  vorliegt,  empfehlen  wir  deren
Verwendung. Gemäß LROP sollen Vorbehaltsgebiete Landwirtschaft nicht für die Entwicklung
von PV-FFA in Anspruch genommen werden (vgl. LROP 4.2.1, 03). Aus bodenschutzfachlicher
Sicht empfehlen wir zudem, Böden mit einer hohen natürlichen Bodenfruchtbarkeit grundsätzlich
nicht für die Entwicklung von PV-FFA in Betracht zu ziehen. Die landwirtschaftliche Produktion
kann auf Böden mit einer hohen natürlichen Fruchtbarkeit hohe Ernteerträge erzielen. Agrar-
Photovoltaikanlagen  (Agri-PV),  die  entsprechend  LROP  (4.2.1,  03)  auch  in  den
Vorbehaltsgebieten Landwirtschaft vorgesehen werden können, könnten hier als eine Lösung
geprüft werden, welche beide Nutzungen ermöglicht.

Den Rückbau der  Anlagen  und die  Folgenutzung  der  Flächen empfehlen wir  bereits  in  der
Planung  frühzeitig  in  den  Blick  zu  nehmen.  Sofern  die  Flächen  zuvor  als  Flächen  für  die
Landwirtschaft genutzt wurden, sollte nach Ablauf der Nutzung als PV-FFA eine Rückführung in
diese  Nutzung  erfolgen.  Dies  dient  aus  bodenschutzfachlicher  Sich  insbesondere  der
Vermeidung einer dauerhaften Flächeninanspruchnahme für Siedlungs-  und Verkehrsflächen.
Das BauGB bietet hierzu die Möglichkeit  über §9 Abs. 2. Demnach kann im Bebauungsplan
festgesetzt werden, dass die baulichen und sonstigen Nutzungen und Anlagen nur für einen
bestimmten  Zeitraum  oder  bis  zu  dem  Eintritt  bestimmter  Umstände  zulässig  sind  und
anschließend  in  eine  vorgegebene  Folgenutzung  überführt  werden.  Wir  empfehlen  eine
möglichst versiegelungsarme Gestaltung der Anlagen. Auf befestigte Zuwegungen sollte folglich
so weit wie möglich verzichtet werden. Die Gründung der Anlagen mit Pfählen oder Ankern ist
aus bodenschutzfachlicher Sicht einer Gründung mit Betonfundamenten vorzuziehen.

Baugrund
Im Untergrund des Planungsgebietes sind lösliche Sulfatgesteine in Tiefen ≤ 200m u. GOK zu
erwarten, in denen mitunter Auslaugung stattfindet und Verkarstung auftreten kann. Infolge der
Lösungsprozesse  (Subrosion)  können  sich  im  Untergrund  Hohlräume  bilden.  Wird  die
Grenztragfähigkeit  des über  einem Hohlraum liegenden  Gebirges überschritten,  kann dieser
Hohlraum verstürzen und bis zur Erdoberfläche durchbrechen (Erdfall). Im Planungsgebiet und
im näheren Umfeld sind bisher keine Erdfälle bekannt. Da es nach unserem Kenntnisstand im
Gebiet  keine  Hinweise  auf  Subrosion  gibt,  ist  dem  Planungsgebiet  formal  die
Erdfallgefährdungskategorie 2 zuzuordnen (gem. Erlass des Niedersächsischen Sozialministers
"Baumaßnahmen in erdfallgefährdeten Gebieten" vom 23.2.1987, Az. 305.4 - 24 110/2 -). Die
vom  LBEG  hinsichtlich  der  Erdfallgefährdung  standardisiert  empfohlenen  konstruktiven
Sicherungsmaßnahmen  beziehen  sich  auf  Wohngebäude  und  sind  für  die  Planungen  im
vorliegenden Fall  nur eingeschränkt  anwendbar.  Wir empfehlen,  bei der Baugrunderkundung
insbesondere auf Sulfatgesteine oder Hinweise auf Subrosion zu achten. In Abhängigkeit von
den  Ergebnissen  der  Baugrunderkundung,  sind  gegebenenfalls  die  Gründungen  der
Photovoltaikanlagen  so  vorzunehmen,  dass  mögliche  Erdfälle  durch  die
Gründungskonstruktionen  schadlos  aufgenommen  werden  können  bzw.  die
Gebrauchstauglichkeit  der  Anlagen  dauerhaft  sichergestellt  ist.  Weiterführende Informationen
dazu unter www.lbeg.niedersachsen.de > Geologie > Geogefahren > Subrosion > Hinweise zum
Umgang mit Subrosionsgefahren.
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Im Zuge der Planung von Baumaßnahmen verweisen wir für Hinweise und Informationen zu den
Baugrundverhältnissen  im  Planungsgebiet  auf  den  NIBIS  Kartenserver:  Thema
Ingenieurgeologie  .  Die  Hinweise  zum  Baugrund  bzw.  den  Baugrundverhältnissen  ersetzen
keine geotechnische Erkundung und Untersuchung des Baugrundes bzw. einen geotechnischen
Bericht.  Geotechnische  Baugrunderkundungen/-untersuchungen  sowie  die  Erstellung  des
geotechnischen Berichts sollten gemäß der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit der DIN
4020 in den jeweils gültigen Fassungen erfolgen.

Hinweise

Sofern  Hinweise  zu  Salzabbaugerechtigkeiten  und  Erdölaltverträgen  für  Sie  relevant  sind,
beachten Sie bitte unser  Schreiben vom 04.03.2024 (unser Zeichen:  LID.4-L67214-07-2024-
0001).

In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange haben wir keine weiteren Hinweise oder
Anregungen.

Die  vorliegende  Stellungnahme  hat  das  Ziel,  mögliche  Konflikte  gegenüber  den
raumplanerischen Belangen etc. ableiten und vorausschauend berücksichtigen zu können. Die
Stellungnahme  wurde  auf  Basis  des  aktuellen  Kenntnisstandes  erstellt.  Die  verfügbare
Datengrundlage ist weder als parzellenscharf zu interpretieren noch erhebt sie Anspruch auf
Vollständigkeit. Die Stellungnahme ersetzt nicht etwaige nach weiteren Rechtsvorschriften und
Normen  erforderliche  Genehmigungen,  Erlaubnisse,  Bewilligungen  oder  objektbezogene
Untersuchungen.

Mit freundlichen Grüßen
i.A.

Uwe Sommer

Dieses Schreiben wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

zur oben genannten Bauleitplanung der Stadt Moringen geben wir folgende Stellungnahme ab: 

 

Es ist der Niedersächsischen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr -Geschäftsbereich 

Gandersheim- ein entsprechendes Blendgutachten für die B241 vorzulegen. Darin ist von einem 

Sachverständigen nachzuweisen, dass für die Verkehrsteilnehmenden durch den geplanten Solarpark 

keine gefährlichen Blendwirkungen entstehen. Für Zufahrten an die B241 ist jeweils ein Sondernut-

zungsantrag beim Geschäftsbereich Gandersheim der NLStBV zu stellen.   

Bei eventuellen Rückfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 

 

 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrage 
 
Markus Ohm 
_________________________________________________________ 
Markus Ohm 
Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr 
Geschäftsbereich Gandersheim 
Fachbereich 2, 2111 
Stiftsfreiheit 3 
37581 Bad Gandersheim 
Telefon: +49 5382 953-421 
Fax: +49 5382 953-590 
E-Mail: Markus.Ohm@nlstbv.niedersachsen.de 
www.strassenbau.niedersachsen.de 
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